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Bonn, den 17. Januar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zwangsvollstreckung gegen Angehörige der verbün- 
deten Streitkräfte 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 736 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP vom 11. Dezember 
1958 beantworte ich im Einvernehmen mit den Herren Bun- 
desministern der Justiz und der Finanzen wie folgt: 

Zu Punkt 1 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Durchsetzung 
von Zahlungsansprüchen gegen Mitglieder der im Bundes- 
gebiet stationierten ausländischen Streitkräfte Schwierigkeiten 
aufgetreten sind. Zum Beispiel hatten die amerikanischen 
Militärbehörden in der Vergangenheit bei bestimmten Ur- 
teilen die Vollstreckungshilfe unter Hinweis auf eine ameri- 
kanische Armeevorschrift verweigert, wie bereits der Bun- 
desminister der Justiz in der 167. Sitzung des 2. Deutschen 
Bundestages vom 6. Juni 1956 — S. 7776 B des stenogra- 
phisciien Berichts — ausgeführt hat. Die bei dieser Gelegenheit 
angekündigten Bemühungen der Bundesregierung waren von 
Erfolg und haben dazu geführt, daß die genannten amerika- 
nisdien Vorschriften geändert worden sind, so daß jetzt die 
Urteile deutscher Gerichte in vollem Umfange denjenigen der 
amerikanischen Gerichte gleidistehen. Im übrigen bemüht sidi 
die Bundesregierung im Zusammenwirken mit den Landes- 
justizverwaltungen weiterhiiir soweit wie möglidi Abhilfe zu 
schaffen. Da die Haltung des Einheitsführers im Einzelfall 
entscheidend ist, vermag die Bundesregierung geeignete 
Schritte nur dann zu unternehmen, wenn ihr die Fälle, in 
denen die Vollstreckungshilfe nicht in ausreichendem Maße 
geleistet wurde, rechtzeitig zur Kenntnis gebradit werden. 
Im einzelnen darf zur Frage 1 bemerkt werden : 

Pfändungen des Soldes von Soldaten sind nach Artikel 10 
Abs. 5 des Truppenvertrages insoweit ausgeschlossen, als sie 
nach dem Recht des beteiligten Entsendestaates nicht zulässig 
sind, Das trifft für die Vereinigten Staaten und für Groß- 
britannien zu. In diesen Staaten können auch die Gerichte 
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des Heimatlandes den Sold eines Soldaten grundsätzlich nicht 
pfänden, Es handelt sidi also hierbei nicht um eine Umgehung 
der Bestimmung des Truppenvertrages. Um die sich aus der 
Anwendung des Truppenvertrages ergebenden Härten dennoch 
zu vermeiden, sind die Militärbehörden dieser Entsendestaaten 
von deutscher Seite darum gebeten worden und haben auch 
zugesagt, die nach Artikel 10 Abs. 1 des Truppenvertrages 
vorgesehene anderweitige Vollstreckungshilfe wirksam zu 
leisten. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Ansprüche aus Voll- 
streckungstiteln deutscher Gerichte und Behörden gegen Mit- 
glieder der verbündeten Streitkräfte oftmals deshalb nicht 
durchgesetzt werden können, weil der Schuldner infolge einer 
Versetzung das Bundesgebiet verlassen hat. Versetzungen 
von Mitgliedern der Streitkräfte sind militärische Maßnahmen 
der Behörden der Streitkräfte, auf die die Bundesregierung 
keinen Einfluß hat und über deren Gründe die ausländisdien 
Streitkräfte ihr keine Rechenschaft schulden. Die Bundes- 
republik hat insbesondere keinen Anspruch darauf, daß ein 
Soldat nur deshalb weiter im Bundesgebiet stationiert wird, 
weil gegen ihn eine Forderung durchgesetzt werden soll. 
Sollten ausreichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß Ver- 
setzungen nur erfolgen, um den Schuldner der Vollstreckung 
eines deutschen Urteils zu entziehen, so würde die Bundes- 
regierung Anlaß nehmen, durdi Vorstellungen bei dem be- 
treffenden Entsendestaat einer derartigen mißbräuchlichen 
Praxis entgegenzutreten. 

Zu Punkt 2 

Die Bundesregierung hat in den Verhandlungen über die Zu- 
satzvereinbarungen zum NATO-Truppenstatut der Durchsetzung 
von zivilrechtlichen Ansprüchen gegen Mitglieder der Truppe 
ihre besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Da die Verhand- 
lungen noch nidit abgeschlossen sind, können nähere Angaben 
zu diesem Punkt zur Zeit noch nicht gemacht werden. 

Zu Punkt 3 

Die Vereinbarungen über eine Verteidigungshilfe der Bundes- 
republik Deutsdiland an die Verbündeten, die Streitkräfte im 
Bundesgebiet stehen haben, sind nach Artikel 3 des NATO- 
Vertrages getroffen worden. Die Verhandlungen über diese 
Vereinbarungen waren nicht dazu geeignet, Einzelfragen der 
Ausführung von Artikel 10 des Truppenvertrages, die ein 
Spezialgebiet der Beziehungen zu den Streitkräften betreffen, 
zu erörtern. 
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